Der Abgeordnete Christian Görke über die Strategie der Linken im Bodenreform-Untersuchungsausschuss

Zur Aufklärung der Bodenreform-Affäre hat der Landtag einen Untersuchungsausschuss gebildet. Der Abgeordnete Christian Görke ist stellvertretender Vorsitzender und vertritt die Linke in dem Gremium. Görke (45) ist seit Oktober 2007 parlamentarischer Geschäftsführer seiner Fraktion. Mit ihm sprach Igor Göldner. 

MAZ: Herr Görke, der Ministerpräsident bedauerte in seiner Regierungserklärung Fehler des Landes im Umgang mit Bodenreformland. Erklärt wurde der Verzicht auf die rund 10 000 umstrittenen Grundstücke. Wozu braucht der Landtag jetzt noch einen Untersuchungsausschuss? 

Christian Görke: Der Ministerpräsident sprach, offenbar bewusst, vom Land. Und das ist genau das Problem. Wir sehen nicht das Land, nicht Landräte, Landkreise oder den Bürger X in der Verantwortung, sondern die Landesregierungen von 1992 bis 2007. Diese vertraten eine Praxis, die der Bundesgerichtshof als sittenwidrig einstufte. Die Aufgabe des Untersuchungsausschusses wird deshalb darin bestehen, die Motive, Hintergründe und das Ausmaß der rechtswidrigen Aneignung von Bodenreform-Grundstücken durch das Land Brandenburg sowie die entsprechenden politischen Verantwortlichkeiten festzustellen. 

Die Linke hielt der SPD „Wagenburg-Mentalität“ vor und nannte die rechtswidrige Aneignung von Bodenreform-Land „Diebstahl“. Das klingt, als hätte die Linke bereits den Stab gebrochen. 

Görke: Nein. Es handelt sich dabei um eine zulässige Zuspitzung in einer politischen Diskussion. Ich erinnere daran: Selbst das Gericht hat für dieses Regierungshandeln klare Worte gefunden. In sittenwidriger und eines Rechtsstaates unwürdiger Art und Weise wurde trotz vielfach geäußerter Bedenken bis zur letzten Instanz prozessiert. 

Die Spitze des Finanzministeriums war über den Gang zum Gericht nicht eingeweiht. Dann kam das Urteil, doch erst Wochen später kümmerte sich die Landesregierung darum. Wie erklären Sie sich diese zögerliche Haltung? 

Görke: Die Landesregierung hätte bereits im Dezember, als die Leitsätze des Urteils vorlagen, sofort und von sich aus das Parlament und die Öffentlichkeit informieren müssen. Doch erst gut sieben Wochen später wurde – dank der Medien – das Ausmaß des Urteils für Brandenburg deutlich. Und auch dann ließ die Regierung Konsequenz vermissen. Wir sind nach wie vor der Auffassung, dass es nicht reicht, die Eigentümer oder Erben der Grundstücke durch Zeitungsannoncen zu suchen. Die Regierung ist in der Verantwortung, aktiv die Suche zu betreiben. 

Finden Sie es richtig, wie jetzt reagiert wird, unter anderem sollen die Grundbücher korrigiert werden? 

Görke: Die jetzigen Maßnahmen sind folgerichtig und zwingend geboten, um nachträglich dem Urteil zu entsprechen. Aber auch das hat mehrere Wochen gedauert. 

SPD und CDU halten der Linken Selbstgerechtigkeit vor und raten Ihrer Partei, sich mit Blick auf die eigene DDR-Vergangenheit bei diesem Thema zurückzuhalten. Ein berechtigter Einwand? 

Görke: Zurückhaltung ist nicht angesagt. In der DDR war der Umgang mit Grund und Boden ein völlig anderer. Bodeneigentum hatte kaum einen Wert, mit der Folge, dass die Eigentümerrechte oft nicht beachtet wurden. Das ist aus heutiger Sicht zu kritisieren. Mit dem so genannten Modrow-Gesetz im März 1990 wurde versucht, Klarheit in die Zuordnung von Bodenreformland zu bringen. Dann folgte das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz, das für neue Unruhe und Ungerechtigkeiten sorgte, letztlich aber das Ziel hatte, Rechtsfrieden zu schaffen. Die Linke hat nie einen Hehl daraus gemacht, dass sie diese Vorschriften für falsch hielt. Worum es jedoch heute geht, ist die fehlerhafte Umsetzung des geltenden Rechts durch die Brandenburger Landesregierungen. Daher finde ich es nicht in Ordnung, dass SPD und CDU der Linken absprechen wollen, das Thema Bodenreformland auf die Tagesordnung zu setzen. Schließlich ist die SPD/CDU-Landesregierung mit ihrer Rechtsauffassung vor dem höchsten Gericht gescheitert. 

Die Sozialdemokraten sagen, sie wollten eine zügige Aufklärung der Vorgänge. Nehmen Sie das der SPD ab? 

Görke: SPD und CDU haben zumindest verbal betont, sie wollen die Vorgänge zügig aufhellen. Da haben wir Übereinstimmung. Sollte aber „gemauert“ oder „auf Zeit“ gespielt werden, wird die Linke sofort reagieren. 

Rechnen Sie denn mit einer „Mauertaktik“ der Koalition? 

Görke: Das wird sich zeigen. Die SPD macht momentan einen tief verunsicherten Eindruck. Dazu beigetragen hat sicher auch die Art und Weise, wie der Ministerpräsident seine Regierungserklärung im Landtag abgab. Es wurden bislang alle Fragen nach dem Ausmaß, den Verantwortlichkeiten und der Bewertung des Urteils umschifft. Die SPD vertiefte sich in der Debatte stattdessen über die Bodenreform im Allgemeinen, ging weit in die Geschichte zurück, redete über die „Modrow-Gesetze“ und beschuldigte die Linken. Das meinen wir, wenn wir von „Wagenburg-Mentalität“ der SPD sprechen. 

Aus der SPD wird der Linken offen gedroht, nicht zu überziehen, sonst würden die Chancen auf eine rot-rote Koalition nach der Landtagswahl 2009 schwinden. Werden Sie die SPD jetzt schonen? 

Görke: Nein, wir wollen Aufklärung mit aller Konsequenz. Darauf müssen sich SPD, aber auch CDU einstellen. Wir sind in der Opposition und wollen dieser Rolle gerecht werden. 

Welche prominenten Zeugen will die Linke vor den Ausschuss laden? 

Görke: Das ist noch offen. Wir werden Vertreter der Fachebenen hören, aber auch die damals und heute politisch Verantwortlichen. Da wir meistens am Dienstag tagen, wird der eine oder andere Minister nach der Kabinettssitzung sicher gleich den Weg in den Untersuchungsausschuss einschlagen können. 

